
«De Schnäller
isch de Gschwinder»
Mitmachen und gewinnen! Heute
verlosen wir für Abonnenten
zweimal zwei Gratistickets fürs
ZAK.Am Samstag, 9. Oktober fin-
det dort ab 21 Uhr ein Rockkon-
zert von Bench statt (siehe oben).
Und so einfach gewinnen Sie:
Wählen Sie heute von 13.30 bis
13.45 Uhr die Telefonnummer
055 645 28 00, und schon nehmen
Sie an unsererVerlosung teil. (so)
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Lakers-Vereinbarung
mit den Fangruppen
Die Lakers-Spieler können
wieder auf lautstarke Unter-
stützung aus der Sunrise-Kurve
zählen. Die Lakers Sport AG
hat mit allen Fangruppierungen
erfolgreich verhandelt.

Rapperswil-Jona. – «Unser Haupt-
anliegen war immer, dass es an den
Spielen der Lakers keine Gewalt gibt
und eine positive Stimmung
herrscht», sagt Christian Stöckling.
Der Delegierte des Lakers-Verwal-
tungsrates glaubt, dass nun die Basis
gelegt ist für eine friedliche Fankultur.

Verzicht auf Gewalt
Stöcklings Optimismus gründet auf
einerVereinbarung, die in den letzten
zehn Tagen von allen Fangruppierun-
gen der Rapperswil-Jona Lakers un-
terschrieben worden ist. Darin ver-
pflichten sich die Fans, auf Gewalt zu
verzichten und bei der Aufklärung
von Gewaltakten mitzuhelfen. Die
Vereinbarung regelt auch die Kommu-
nikation zwischen Fanorganisationen
und Lakers Sport AG, indem beide
Seiten Ansprechpersonen definieren.

In den letzten Monaten waren die
Fronten zwischen der Lakers Sport
AG und ihren Fanclubs verhärtet. Die
meisten Fanorganisationen boykot-
tierten die ersten Heimspiele. Nun
werden die Lakers-Spieler wieder
mehr Unterstützung aus der Sunrise-
Kurve bekommen. Fast vier Monate
lang war über eineVereinbarung ver-
handelt worden.

Künftig monatliche Treffen
Froh über den Verhandlungserfolg
und die nun wieder besser besetzte
Fankurve sind auch die Lakers-Spie-
ler. Von den bisherigen sechs Heim-
spielen gewannen sie nur zwei.Ausge-
glichene und schliesslich verlorene
Spiele wie gegen Zug oder Kloten wä-
ren mit kräftiger Unterstützung durch
die Fans vielleicht anders ausgegan-
gen. Damit das gute Einvernehmen
zwischen Lakers SportAG und Fanor-
ganisationen andauert, sollen künftig
monatliche Treffen stattfinden. (pd)

«Wir wollen arbeiten und keine
Statistiken ausfüllen müssen»
Anfang September lancierte die
FDP Schweiz dieVolksinitiative
«Bürokratie-Stopp!» mit dem
Ziel, vor allem kleine Betriebe
vor der «Regulierungsflut» zu
schützen. Gewerbler aus der
Region unterstützen die Idee.
Die CVP Linth ist skeptisch.

Von Willi Meissner

Mit ihrer erst dritten schweizweiten
Initiative scheint die FDP den Nerv
der Unternehmer zu treffen. Bürokra-
tische Hürden sind nicht besonders
beliebt. Da kommt eine Volksinitiati-
ve gerade recht, die den «Anspruch,
dass Gesetze verständlich sind und ih-
re Anwendung einfach, unbürokra-
tisch und effizient erfolgt» in derVer-
fassung verankern will.

Vor allem kleinere Betriebe leiden
laut FDP unter zu viel Papierkram.
«Die durchschnittliche Belastung
durch administrative Arbeiten nimmt
exponentiell zu, je wenigerAngestell-
te in einem Betrieb beschäftigt sind»,
heisst es von den Freisinnigen. Damit
spricht die FDP eine grosse Wähler-
gruppe an. Denn 88 Prozent der klei-
neren und mittleren Unternehmen
(KMU) haben weniger als zehn Mitar-
beiter. Ein Anteil, der sich laut dem
kantonalen Gewerbeverband St. Gal-
len auch auf das Linthgebiet übertra-
gen lässt.

Daten werden doppelt erhoben
«Die Bürokratie für kleine Unterneh-
men ist ein grosses Problem», sagtAlex
Brändle,Präsident Gewerbeverein Uz-
nach. Deshalb finde die Initiative der
FDP seine volle Unterstützung.

Auf einen Wochenschnitt gerech-
net, müssten Unternehmen einen
Mitarbeiter fast einen halben Tag pro
Woche für die Beantwortung von sta-
tistischen Fragen der Wirtschaftsbe-
hörden freistellen. Dabei seien die ge-
fragten Daten, die etwa in Beschäfti-
gungs- oder Lohnstatistiken einflies-
sen würden, bereits automatisch er-

hoben. Über die ALV oder die Steu-
erbehörden könne man diese Daten
auch erhalten. «Unternehmen wollen
arbeiten und keine Zeit mit dem Aus-
füllen von Statistiken verlieren», so
Brändle. Sein Gegenvorschlag zum
bestehenden System sei, dass wirt-
schaftliche Datenerhebungen über
die Branchenverbände geregelt wer-
den. «Die stehen den Unternehmen
näher als der Bund und informieren
ihre Mitglieder auch direkt über die
aktuellen Entwicklungen», erklärt
Brändle.

«Wir werden die FDP bei der
Sammlung von Unterschriften unter-

stützen», sagt Verbandspräsident Fe-
lix Keller, Präsident des kantonalen
Gewerbeverbandes St. Gallen. Er ge-
he davon aus, dass eine Mehrheit der
Unternehmer die Ziele der Initiative
teilt.

CVP zweifelt an Wirksamkeit
Eher skeptisch sieht man die Initiative
hingegen bei der CVP. «Im grundsätz-
lichen Anliegen, Bürokratie abzubau-
en, stimmen wir mit der FDP überein»,
sagt Yvonne Suter, Präsidentin der
CVP Linth.Allerdings frage sie sich, ob
die vorgeschlagenen Mittel der richti-
geWeg seien. «Vorschriften zur Besei-

tigung vonVorschriften erscheinen we-
nig sinnvoll», so Suter.

Effektiver sei es nach Ansicht der
CVP Linth, konkrete Anlaufstellen
für KMU zu schaffen. Mit dem als be-
ratendes Organ der Kantonsregierung
eingeführten KMU-Forum habe man
bereits gute Erfahrungen gemacht.
Um wirklich etwas zu ändern, reiche
eine weitereVorschrift nicht aus. Bes-
ser sei es für die Unternehmer, über
das KMU-Forum Regierung und Par-
lament für die Probleme der Unter-
nehmer zu sensibilisieren, damit die
Politik an konkreten Lösungen arbei-
ten könne, führt Suter aus.

LESERBRIEFE

Weniger Wohlstand
für den Mittelstand?

Am 6. Dezember 1992 stellte sich das
Volk klar hinter die SVP und schmet-
terte den EWR-Vorläufer zum EU-Bei-
tritt ab.Trotzdem will ein Grossteil der
politischen Elite unbedingt in die EU.
Dazu müssten wir wichtige Errungen-
schaften aufgeben.

Theoretisch sollte die Schweiz als
EU-Mitglied mitbestimmen und pro-
fitieren können. Da in den EU-Gre-
mien jedoch die Vertretung nach Be-
völkerungszahl gewichtet wird, stün-
den uns in etwa folgende Beteiligun-
gen zu: Im EU-Ministerrat, wo die Re-
gierungen der Mitgliedstaaten reprä-
sentiert sind und im EU-Rat, beste-
hend aus den Staats- und Regierungs-
chefs, bekäme die Schweiz jeweils zir-
ka 2,9 Prozent der Sitze. Düsterer sä-
he es im EU-Parlament aus, wo unse-
re Parlamentarier in Fraktionen von
grün bis konservativ sitzen würden.
Mit 2,1 Prozent Anteil hätte die
Schweiz hier gar nichts zu sagen.An-
ders gesagt tummelten sich im 750-
köpfigen EU-Parlament gerade mal
16 Schweizer.

Mit einem Beitritt nach dem Lissa-
boner Vertrag würde der Schweizer
Franken mit Sicherheit verschwinden.
Der Finanzplatz würde zusammen-
brechen und unserenWohlstand mas-
siv nach unten reissen. In künftigen
Krisen wäre es der Schweiz nicht
mehr möglich, stabil zu bleiben und

eine eigene Währungspolitik zu be-
treiben. Zudem hat die Schweiz euro-
paweit den tiefsten Mehrwertsteuer-
satz, das Preisniveau ist stabil und für
Unternehmen attraktiv. Als EU-Mit-
glied müsste der Mehrwertsteuer-Satz
auf 15 Prozent angehoben werden.

Mit dem LissabonerVertrag hat die
EU eine eigene Struktur und eine ge-
meinsame Sicherheits- undAussenpo-
litik. So wäre die Neutralität verloren.
Gleiches gilt für die direkte Demokra-
tie: Die EU fordert von der Schweiz
den automatischen Nachvollzug von
EU-Recht. Für die Schweiz, in der al-
les vom Stimmvolk entschieden wird,
ist das undenkbar. Die schweizerische
Demokratie ist ein leuchtendes Bei-
spiel innerhalb Europas.

Nicht zuletzt würde die Schweiz in
der EU ein wesentlicher Beitragszah-
ler und deshalb zur Milchkuh
Europas. Dank der Schuldenbremse
konnte die Schweiz als fast einziges
Land im Krisenjahr 2009 eine positi-
ve Rechnung präsentieren.

Den erfolgreichen Weg zu verlas-
sen, wäre folglich eine Todsünde. Die
politischen Gegenspieler der SVP un-
ternehmen jedoch alles, um den Mit-
telstand mürbe zu machen und in die
EU zu zwingen. Unser Arbeitsmarkt
wird dank der Personenfreizügigkeit
mit Arbeitskräften überschwemmt.
Als Folge bleiben zwar die Schweizer
Einkommen vorerst stabil, die Wohn-
und Pendelkosten steigen jedoch für
den Mittelstand ungebremst. Nächs-
tes Jahr haben Sie es in der Hand, die

Zusammensetzung des Eidgenössi-
schen Parlaments und indirekt dieje-
nige des Bundesrates zu beeinflussen.
René Bühler, Kantonsrat, Schmerikon

Abtreibungen
verursachen nur Kosten

Zum Leserbrief «Rechen-Nachhilfe
für Nationalrat Büchler» (Ausgabe vom
27. August)

In ihrem Leserbrief stelltAnne-Marie
Rey die Kostenersparnis infrage, wel-
che die Volksinitiative «Abtreibungs-
finanzierung ist Privatsache» den
Krankenkassen bringen wird. Doch
Nationalrat Büchler hatte schon recht
mit seinem Hinweis, dass geborene
Kinder im Laufe ihres Lebens rund
300000 Franken an Krankenkassen-
prämien einbezahlen. Abgetriebene
Kinder zahlen keine Prämien ein. Nur
geborene Menschen schaffen mittels
Prämien, Selbstbehalten und Steuern
Arbeitsplätze bei den Krankenkas-
sen.Aus Sicht der Krankenkassen sind
Geburten ein hoch rentables Ge-
schäft, während Abtreibungen nur
kosten. Deshalb kommen Geburten
über kurz oder lang viel günstiger zu
stehen als Abtreibungen.

Was die Leiden von Frauen nach
Abtreibungen betrifft, müsste Anne-
Marie Rey wissen, dass sie wissen-
schaftlich schon oft belegt worden
sind (unlängst im «Canadian Journal

of Psychiatry» vom April). Diese Lei-
den als «Anti-Abtreibungs-Märchen»
zu bezeichnen, kommt einer Verhöh-
nung all jener Frauen gleich, die da-
von betroffen sind. Rey behauptet zu-
dem, die Volksinitiative «Abtrei-
bungsfinanzierung ist Privatsache»
stamme aus dem Kreis des Vereins
Mamma. «Danke für die Ehre» – doch
die Initiative hat ihren Ursprung in
einer Motion von Nationalrat Peter
Föhn, der heute auch Co-Präsident
des breit abgestützten überparteili-
chen Initiativkomitees ist.

Die «Fristenlösung» wurde zwar
2002 angenommen. Ob die Stimmen-
den damit aber ganz bewusst auch
dem Zwang zurAbtreibungsmitfinan-
zierung zugestimmt haben, wie dies
Rey gerne hätte, ist mehr als fraglich.
Erst die Abstimmung über die neue
Volksinitiative wird zeigen, ob sich
das Volk diesem Zwang wirklich un-
terwerfen will. Wenn Frau Rey –
Gründungsmitglied der ehemaligen
«Vereinigung für Straflosigkeit des
Schwangerschaftsabbruchs» – dieser
Volksinitiative ideologische Zwänge-
rei unterstellt, erinnern wir sie gerne
an eine Stelle in ihren Memoiren, wo
sie schreibt, dass sie (und die anderen
Fristenlösungs-Befürworter) «nie-
manden per Gesetz zwingen wollen,
nach unseren Überzeugungen zu le-
ben». Nun denn: Zwingen Sie auch
niemanden per Gesetz dazu, die Ab-
treibungen anderer mitzufinanzieren!
Dominik Müggler,Verein Mamma,
Basel

Aktenberge: Mit einer Initiative will die FDP der Bürokratie endlich Herr werden.

Bench rockt
im ZAK Jona
Rapperswil-Jona. – Rockmusik im
ZAK: Am Samstag, 9. Oktober, spielt
die Seeländer Band Bench in Jona.
Mit demAlbum «Sunday Morning Si-
dewalk» präsentieren sich die Musi-
ker dem Publikum von einer neuen
Seite. Denn auf dieser Scheibe zeigt
die Band die Gabe, Vintage-Attitüde
und die Melodieseligkeit der Sixties
mit zeitgemässer Produktion zu
einem Ohrwurm zu vermengen. Als
Support spielt Everell. Die Band ver-
bindet leidenschaftliche Melodien mit
frechem Rock, ohne sich in eine
Schublade zwängen zu lassen. (so)

Samstag, 9. Oktober, 21 Uhr, ZAK, Jona.


